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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. Januar 1961 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Güterkraftverkehrsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 223. Sitzung 
am 23. September 1960 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- I 
rates das folgende Gesetz beschlossen: , 

Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 
17. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes vom 26. Juni 1959 (Bun- i 
desgesetzbl. I S. 399), wird wie folgt geändert: | 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „unte- 
ren Verkehrsbehörde zu bestimmen und" 
durch die Worte „nach Landesrecht zustän- 
digen Behörde" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden hinter Satz 3 folgende 
Sätze 4 bis 6 eingefügt: 

„Gemeinden mit mehr als einhunderttausend 
Einwohnern können für die Bestimmung von 
Ortsmittelpunkten in Bezirke eingeteilt wer- 
den; für jeden Bezirk kann ein Ortsmittel- 
punkt bestimmt werden. Jeder dieser bezirk- 
lichen Ortsmittelpunkte gilt als Ortsmittel- 
punkt für das gesamte Gemeindegebiet. Der 
Ortsmittelpunkt muß ein verkehrswirtschaft- 
licher Schwerpunkt der Gemeinde oder des 
Bezirks sein." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Die Landesregierungen bestimmen die 
Ortsmittelpunkte nach Anhörung der Bun- 
desanstalt für den Güterfernverkehr und der 
Oberfinanzdirektion durch Rechtsverord- 
nung. Sie können ihre Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung weiter übertragen, in den 
Fällen des Absatzes 2 Satz 4 jedoch nur auf 
eine oberste Landesbehörde." 


2. Hinter § 6 wird folgender § 6a eingefügt: 

„§ 6 a 

Im grenzüberschreitenden Straßengüterver- 
kehr gilt für ein Kraftfahrzeug, das im Ausland 
oder in den unter ausländischer Verwaltung 
stehenden Gebieten des Deutschen Reichs nach 
dem Stand vom 31. Dezember 1937 zugelassen 
ist, die Gemeinde des Grenzübergangs als 
Standort. Wird bei einer Fahrt die deutsche 
Grenze mehrmals überschritten, so gilt die Ge- 
meinde des ersten Grenzübergangs als Stand- 
ort." 


3. § 20 erhält folgende Fassung: 

„§ 20 

(1) Die Tarife müssen alle zur Berechnung 
des Beförderungsentgelts (Entgelte für die Be- 
förderung und für Nebenleistungen) notwendi- 
gen Angaben und alle anderen für den Beför- 
derungsvertrag maßgebenden Beförderungsbe- 
dingungen enthalten. 

(2) Die Tarife gelten hinsichtlich der Beförde- 
rungsleistung auch für den Speditionsvertrag 
zwischen dem Spediteur und seinem Auftrag- 
geber; unberührt bleibt der Spediteursammel- 
gutverkehr." 

4. Hinter § 20 wird folgender § 20 a eingefügt: 

.§ 20 a 

(1) Die Frachtsätze und alle anderen zur Be- 
rechnung des Beförderungsentgelts notwendigen 
Angaben werden von Tarifkommissionen fest- 
gesetzt. 

(2) Die Beschlüsse der Tarifkommissionen 
nach Absatz 1 bedürfen der Genehmigung des 
Bundesministers für Verkehr. Er entscheidet im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft. Der Bundesminister für Verkehr soll 
sich, wenn er nicht vorher entscheidet, inner- 
halb von drei Wochen seit Eingang des Be- 
schlusses gegenüber der Tarifkommission 
äußern und innerhalb von drei Monaten nach 
Eingang der Äußerung über die Genehmigung 
des Beschlusses entscheiden. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft anstelle der Tarifkommissionen 
Frachtsätze und andere in Absatz 1 genannte 
Angaben festsetzen, wenn das öffentliche Ver- 
kehrsinteresse es erfordert. 

(4) Alle anderen für den Beförderungsver- 
trag maßgebenden Beförderungsbedingungen 
werden vom Bundesminister für Verkehr fest- 
gesetzt. 

(5) Die nach diesen Vorschriften festgesetzten 
und genehmigten Tarife erläßt der Bundesmi- 
nister für Verkehr durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates. Er kann 
Rechtsverordnungen, die Frachtsätze und an- 
dere in Absatz 1 genannte Angaben enthalten, 
aufheben, wenn das öffentliche Verkehrs- 
interesse es erfordert; er bedarf hierzu des Ein- 
vernehmens mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft." 
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5. § 21 erhält folgende Fassung: i 

„§ 21 i 

i 

(1) Es werden Tarifkommissionen gebildet für j 

1, den allgemeinen Güterfernverkehr und 

den Bezirksgüterfernverkehr und ' 

2. den Möbelfernverkehr. 

Anstelle dieser Tarifkommissionen kann eine ' 
gemeinsame Tarifkommission gebildet werden. ; 

(2) Die Tarifkommissionen setzen sich zu- 
sammen aus der gleichen Anzahl von Tarif- 
sachverständigen der beteiligten Zweige des 
Güterfernverkehrsgewerbes (Gewerbevertreter) 
und Vertretern der verladenden Wirtschaft 
(Verladervertreter). Der Bundesminister für Ver- | 
verkehr beruft die Mitglieder der Tarifkommis- 
sionen und ihre Stellvertreter auf die Dauer 
von drei Jahren aus dem Kreise der Personen, 
die ihm von Angehörigen und Verbänden des 
Güterfernverkehrsgewerbes als Gewerbevertre- 
ter und der verladenden Wirtschaft als Verlader- 
vertreter vorgeschlagen werden. § 62 Abs. 4 
und 5 findet entsprechende Anwendung. Die 
Mitglieder der Tarifkommissionen sind ehren- 
amtlich tätig; sie sind nicht an Aufträge oder 
Weisungen gebunden." 

6. Hinter § 21 werden folgende §§ 21 a und 21 b 
eingefügt: 

.§ 21 a 

(1) Jede Tarifkommission bildet für bestimm- 
te Sachgebiete einen Sonderausschuß, der selb- 
ständige Festsetzungsbefugnis hat. Der Aus- 
schuß setzt sich aus der gleichen Anzahl von | 
Gewerbevertretern und Verladervertretern zu- ; 
zusammen. 

(2) Bei jeder Tarifkommission wird ein Bei- 
rat gebildet. Die Beiräte setzen sich aus Ver- . 
tretern 

1. der Deutschen Bundesbahn, 

2. des Speditionsgewerbes und 

3. der nicht in der Tarifkommission ver- 
tretenen Zweige des Güterkraftver- 
kehrsgewerbes 

zusammen. Die Mitglieder der Beiräte und ihre | 
Stellvertreter werden von den unter den Num- ' 
mern 1 bis 3 genannten Stellen vorgeschlagen. | 
Im übrigen findet § 21 Abs. 2 Satz 2 bis 4 ent- 
sprechende Anwendung. 

(3) Die Tarifkommissionen und die Sonder- 

ausschüsse haben den Beiräten vor jeder Sit- 
zung, in der über die Festsetzung von Tarifen 
beschlossen werden soll, nach Maßgabe der 1 
Geschäftsordnung Gelegenheit zur Stellung- | 
nähme zu geben. | 

§ 21b 

(1) Der Bundesminister für Verkehr errichtet ' 
die Tarifkommissionen und ihre Beiräte und be- i 


stimmt ihre Zusammensetzung und ihren Auf- 
bau sowie den Sitz der Tarifkommissionen 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates. 

(2) Die Tarifkommissionen, ihre Sonderaus- 
schüsse und ihre Beiräte geben sich Geschäfts- 
ordnungen, die der Genehmigung des Bundes- 
ministers für Verkehr bedürfen. Die Geschäfts- 
ordnungen der Tarifkommissionen müssen vor- 
sehen, wie sich die Sonderausschüsse zusam- 
mensetzen und für welche Sachgebiete sie zu- 
ständig sind. Die Geschäftsordnungen der Son- 
derausschüsse bestimmen, auf welchen Sach- 
gebieten die Gewerbevertreter allein stimmbe- 
rechtigt sind. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr ist be- 
rechtigt, an den Sitzungen der Tarifkommis- 
sionen, ihrer Ausschüsse und ihrer Beiräte teil- 
zunehmen oder sich vertreten zu lassen. Er 
kann Bedienstete der Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr als Beauftragte entsenden." 

7. Die §§24 und 25 werden aufgehoben. 

8. Hinter § 51 wird folgender § 51 a eingefügt: 

„§ 51 a 

§ 6d gilt auch im Werkverkehr." 

9. § 54 Abs. 1 wird aufgehoben. 

U). § 63 Abs. 2 Nr. 6 und § 67 werden aufgehoben. 

II. § 84 erhält folgende Fassung: 

.§ 84 

(1) Entgelte für die Beförderung und für Ne- 
benleistungen im Güternahverkehr sind Höchst- 
entgelte, falls in dem Tarif nichts anderes be- 
stimmt ist. In dem Tarif kann die Abrechnung 
oder die Nachprüfung der Abrechnung über eine 
Abrechnungsstelle angeordnet und die Entrich- 
tung der dafür zu zahlenden Gebühren gere- 
gelt werden. Auf den Tarif sind die Vorschrif- 
ten des § 20 Abs. 2 und des § 22 Abs. 2 und 3 
unmittelbar sowie die Vorschriften des § 20 
Abs. 1 entsprechend anzuwenden. 

(2) Für die Festsetzung und den Erlaß der 
Tarife gilt § 20 a entsprechend. Die Tarife kön- 
nen auch ohne Mitwirkung der Tarifkommis- 
sionen oder der Sonderausschüsse von den 
Landesregierungen im Benehmen mit den Bun- 
desministern für Verkehr und Wirtschaft fest- 
gesetzt und durch Rechtsverordnung erlassen 
werden, wenn sie nur für ein Land oder einen 
Teil des Landes Geltung haben sollen und der 
Bundesminister für Verkehr für dieses Gebiet 
nicht bereits einen Tarif erlassen hat. Die Lan- 
desregierungen können ihre Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung weiter übertragen. 
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(3) Es werdpn Tarifkommissionen gebildet für 

1. den allgemeinen Güternahverkehr und 

2. den Möbelnahverkehr. 

§ 21 Abs. 1 Satz 2 findet entsprechende Anwen- 
dung; ferner können für den Güterfernverkehr 
und den Güternahverkehr oder für ihre Zweige 
gemeinsame Tarifkommissionen gebildet wer- 
den. 

(4) § 21 Abs. 2 , §§ 21 a und 21 b gelten ent- 
sprechend.'' 

12. In § 87 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Im übrigen gelten die Vorschriften des § 55 
Abs. 1 bis 3 entsprechend." 

13. § 89 erhält folgende Fassung: 

»§ 89 

Es gelten nicht die Vorschriften 

der §§ 80 bis 83, 85 Abs. 2, §§ 86 bis 88 für den 
Güternahverkehr der Deutschen Bundes- 
bahn; 

des § 81 für den Güternahverkehr anderer 
öffentlicher Eisenbahnen und den Güter- 
nahverkehr der Unternehmer des geneh- 
migten Güterfernverkehrs mit Kraftfahr- 
zeugen, die nicht für den Güterfernverkehr 
genehmigt sind; 

der §§ 80, 81, 83, 86 und 88 für den Güternah- 
verkehr der Unternehmer des genehmigten 
Güterfernverkehrs mit einem genehmigten 
Kraftfahrzeug." 

14. In § 98 wird die Verweisung auf „§§ 21 und 22" 
in „§§ 20 a und 22" geändert. 

15. § 103 Abs. 3 Nr. 4 wird aufgehoben. 


16. Hinter § 103 wird folgender § 103 a eingefügt; 

.§ 103 a 

Die Grenzzollstellen sind berechtigt, Kraft- 
fahrzeuge, die im Ausland oder in den unter 
ausländischer Verwaltung stehenden Gebieten 
des Deutschen Reichs nach dem Stand vom 
31. Dezember 1937 zugelassen sind, zurückzu- 
weisen, wenn nicht die Genehmigungsurkunde 
und die Beförderungspapiere, deren Mitführung 
vorgeschrieben ist, vorgelegt werden. Die Be- 
fugnisse der Bundesanstalt für den Güterfern- 
verkehr bleiben unberührt." 

17. § 106 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Reichskraftwagentarif vom 30. März 
1936 (Reichsverkehrsblatt B S. 71) mit seinen 
bis zum 18. Oktober 1952 ergangenen Ände- 
derungen und Ergänzungen gilt als auf Grund 
des § 20 a erlassen." 

Artikel 2 

Die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes von 
den Landesverkehrsbehörden bestimmten Ortsmit- 
telpunkte gelten als auf Grund des § 2 Abs. 3 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes in der Fassung dieses 
Gesetzes bestimmt. Sie sind neu zu bestimmen, 
wenn sie nicht mit § 2 Abs. 2 Satz 4 bis 6 des Güter- 
kraftverkehrsgesetzes in der Fassung dieses Ge- 
setzes vereinbar sind. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S, 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft 
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Begründung 


I. Allgemeines I 

Die Bundesregierung hat am 15. Juni 1960 ein So- 
fortprogramnj beschlossen, das neben der Gesun- 
dung der Deutschen Bundesbahn eine Reform des 
Tarif Verfahrens im Verkehr vorsieht. Das Tarifbil- 
dungsverfahren soll vereinfacht und beschleunigt 
werden. Es soll außerdem für den Güterkraftver- 
kehr weitgehend der Tarifbildung bei den Eisen- 
bahnen und der Binnenschiffahrt dadurch angegli- 
chen werden, daß dem Güterkraftverkehrsgewerbe 
ein formelles Tarifantragsrecht eingeräumt wird. Zu 
diesem Zwecke sieht der Entwurf im wesentlichen 
vor: 

1. Festsetzung der Tarife durch Tarifkommissionen, 
die sich aus Sachverständigen des Güterkraftver- 
kehrsgewerbes und aus Vertretern der verla- 
denden Wirtschaft zusammensetzen und denen 
ein Beirat der übrigen am Güterkraftverkehr Be- 
teiligten angegliedert wird. 

2. Genehmigung der Beschlüsse der Tarifkommis- 
sionen durch den Bundesminister für Verkehr in 
einem beschleunigten Verfahren; Mitwirkung 
des Bundesministers für Wirtschaft. 

3. Erlaß der Tarife durch Rechtsverordnung des 
Bundesministers für Verkehr. 

Der Entwurf sieht weiterhin einige Änderungen des 
Güterkraftverkehrsgesetzes vor, die in unmittel- 
barem Zusammenhang mit der Anwendung der Ta- 
rife stehen. Insbesondere wird einem Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts Rechnung getragen. 


IL 

Zu Artikel 1 
Zu Nr. 1 

Die Änderung des § 2 ist aus folgenden Gründen 
notwendig: In der Rechtsprechung ist streitig, ob 
die Bestimmung von Ortsmittelpunkten Verwal- 
tungsakt (Ällgemeinverfügung) oder Rechtsverord- 
nung ist. Um die Rechtsunsicherheit zu beseitigen, 
muß im Gesetz ausdrücklich festgelegt werden, daß 
die Ortsmittelpunkte durch Rechtsverordnung be- 
stimmt werden. Das Bundesverfassungsgericht hat 
in seinem Beschluß vom 10. Mai 1960 — 2 BvL 76/58 
— festgestellt, daß Landesbehörden nicht unmittel- 
bar zum Erlaß von Rechtsverordnungen ermächtigt 
werden dürfen (Artikel 80 Abs. 1 Satz 1 GG). Der 
Entwurf trägt dem dadurch Rechnung, daß nunmehr 
die Landesregierungen ermächtigt werden, Orts- 
mittelpunkte zu bestimmen. Die Ermächtigung kann 
weiter übertragen werden. Nach Bestimmung der 
Ortsmittelpunkte hat die zuständige Landesbehörde 
den Umfang der Nahzonen festzustellen und be- 
kanntzugeben. 


Zu Nr. 2 

In § 6 fehlt die Bestimmung über den Standort der 
im Ausland zugelassenen Kraftfahrzeuge. Durch 
§ 6 a des Entwurfs wird die Gesetzeslücke ge- 
schlossen. 


Zu Nr. 3 

I Da für den Güterfernverkehr z. Z. mehrere Tarife 
gelten, wird der Wortlaut des bisherigen § 20 inso- 
weit geändert (§ 20 Abs. 1 des Entwurfs). 

Die Erläuterung: „(Kraftverkehrsordnung; Beförde- 
rungsbedigngungen für den Möbelfernverkehr)" ist 
überflüssig und wird deshalb gestrichen. 

§ 20 Abs. 2 des Entwurfs enthält den Inhalt des 
bisherigen § 21 Abs. 2. Die Umstellung beruht auf 
gesetzessystematischen Gründen. 

Zu Nr. 4 

Durch Einfügung des § 20 a wird das Tarifbildungs- 
verfahren geändert, über die Festsetzung der 
Frachtsätze und sonstigen Berechnungsangaben be- 
schließen im Regelfall die Tarifkommissionen oder 
ihre Sonderausschüsse. .Dagegen werden die Beför- 
derungsbedingungen (Beispiel : Kraftverkehrsord- 
nung; Beförderungsbedingungen für den Möbel- 
fernverkehr) weiterhin vom Bundesminister für 
Verkehr festgesetzt. 

Die Beschlüsse der Tarifkommissionen und der Son- 
derausschüsse haben keine rechtliche Außenwir- 
kung. Sie bedürfen der Genehmigung des Bundes- 
ministers für Verkehr und werden allgemeinver- 
bindlich durch Erlaß von Rechtsverordnungen. Die 
in Absatz 2 bestimmten Fristen dienen der Be- 
schleunigung des Genehmigungsverfahrens. Wenn 
das öffentliche Verkehrsinteresse es erfordert, kann 
der Bundesminister für Verkehr Frachtsätze und Be- 
rechnungsangaben auch selbst festsetzen. Sämtliche 
Festsetzungen (sowohl die der Tarifkommissionen 
und der Sonderausschüsse als auch eigene Fest- 
setzungen des Bundesministers für Verkehr) erläßt 
dieser durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates. 

Zu Nr.. 5 und 6 

Tarifkommissionen sind dem geltenden Tarifsystem 
entsprechend füi den Güterfernverkehr im engeren 
Sinne und für den Möbelfernverkehr vorgesehen. 
Die Kommissionen bestehen aus der gleichen An- 
zahl von Tarifsachverständigen des Verkehrsgewer- 
bes und Vertretern der verladenden Wirtschaft. 

Die in der Geschäftsordnung näher zu regelnde Auf- 
gabe der Sonderausschüsse soll es sein, über solche 
Tarif maßnahmen zu beschließen, die nach den von 
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der Bundesregierung* gebilligten „Richtlinien des 
Bundesministers für Verkehr für die Bildung der 
Verkehrstarife'' einem vereinfachten Verfahren (An- 
zeigeverfahren) unterliegen. Die Geschäftsordnung 
der Sonderausschüsse bestimmt, auf welchen Sach- 
gebieten die Gewerbevertreter allein stimmberech- 
tigt sind. 

Vertreter der Spediteure, der Bundesbahn und der 
nicht in den Kommissionen vertretenen Zweige des 
Güterkraftverkehrsgewerbes sind in Beiräten zu- 
sammengefaßt, welche an den Arbeiten der Kom- 
mission beratend beteiligt sind. 

Zu Nr. 7 

Infolge der Bildung der Tarifkommissionen ist das 
Anhörverfahren nach § 24 überflüssig geworden. 
Das gleiche gilt auch für die bei der Bundesanstalt 
für den Güterfernverkehr gebildete Tarifkom- 
mission. 

Die Rechtsverordnungen des Bundesministers für 
Verkehr nach § 20 a Abs. 5 in der Fassung dieses Ge- 
setzes werden nach dem Gesetz über die Verkün- 
dung von Rechtsver Ordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgesetzbl. I S. 23) verkündet. § 25 hatte nur 
deklaratorische Bedeutung. 

Die §§ 24 und 25 werden daher gestrichen. 

Zu Nr. 8 

Durch die Einfügung des § 51 a wird auch im grenz- 
überschreitenden Werkverkehr die Unterscheidung 
zwischen Nah- und Fernverkehr ermöglicht. 

Zu Nr. 9 

Die Aufgaben der Bundesanstalt für den Güterfern- 
verkehr ergeben sich bereits aus § 53 Abs. 1 in Ver- 
bindung mit § 54 Abs. 2 bis 4. Die Anstalt unter- 
steht nach § 76 der Aufsicht des Bundesministers 
für Verkehr. Dieser kann sich daher bei Durch- 
führung seiner Aufgaben im Rahmen des § 7 und 
bei einzelnen Tarifmaßnahmen für den Güterfern- 
verkehr von der Anstalt beraten lassen. An der 
Tarifbildung ist die Anstalt im Rahmen des § 21 b 
Abs. 3 beteiligt. Einer weiteren Regelung im Ge- 
setz bedarf die umfassende beratende Tätigkeit der 
Anstalt nicht. 

Zu Nr. 10 

Da die bei der Bundesanstalt gebildete Tarifkom- 
mission wegfällt, werden § 63 Abs. 2 Nr. 6 und 
§ 67 gestrichen. 

Zu Nr. 11 

§ 84 des Entwurfs entspricht den Änderungen der 
§§20 bis 21 b. Der in den Entwurf eingefügte Satz 2 
des Absatzes 1 wird durch den Wegfall der An- 
wendung des allgemeinen Preisrechts notwendig 
und soll die Tarifüberwachung im Güternahver- 
kehr erleichtern. 


Zu Nr. 12 

Der in dem Entwurf eingefügte Satz 2 des § 87 
wird durch den Wegfall der Anwendung des all- 
gemeinen Preisrechts notwendig und soll die Er- 
laubnisbehörden ermächtigen, ihre Überwachungs- 
tätigkeit auf alle am Beförderungsvertrag Beteilig- 
ten zu erstrecken. 

Zu Nr. 13 

Die bisherige Fassung des § 89 gab insbesondere 
nach Inkrafttreten des Tarifs für den Güternah- 
verkehr mit Kraftfahrzeugen (GNT) vom 29. De- 
zember 1958 zu Zweifeln Anlaß, ob § 84 auf den 
Güternahverkehr der Deutschen Bundesbahn und 
der Unternehmer des Güterfernverkehrs Anwen- 
dung findet. Diese Zweifel werden durch die Neu- 
fassung beseitigt. Im einzelnen wird zu der Neu- 
fassung folgendes bemerkt: 

§ 89 des Entwurfs befreit die Deutsche Bundes- 
bahn von dem Verbot der Betätigung im Güter- 
nahverkehr ohne behördliche Erlaubnis und von 
der Verpflichtung, sich gegen Güterschäden zu 
versichern, falls eine solche Verpflichtung nach 
§ 103 Abs. 2 Nr. 7 eingeführt werden sollte. Da- 
gegen hat die Deutsche Bundesbahn die Pflicht, 
den für den Güternahverkehr geltenden Tarif (§ 84) 
und das Verbot der Haftungsbeschränkung (§ 85 
Abs. 1) einzuhalten. Im Genehmigungsverfahren 
für den Güterliniennahverkehr der öffentlichen 
Eisenbahnen werden die Sachkunde der verant- 
wortlichen Personen (§ 91 Abs. 1, § 81 Abs. 1) und 
die Versagungstatbestände (§ 91 Abs. 1 in Ver- 
bindung mit § 81 Abs. 2) nicht geprüft (§ 97), da 
das Führungspersonal der öffentlichen Eisenbahnen 
einer staatlichen Aufsicht unterliegt. Diese Rege- 
lung wird nunmehr auch für den allgemeinen Gü- 
ternahverkehr der öffentlichen Eisenbahnen über- 
nommen. Im übrigen gelten die Vorschriften der 
§§ 80, 82 bis 88 auch für die öffentlichen Eisen- 
bahnen. 

Die Unternehmer des genehmigten Güterfernver- 
kehrs, die mit für den Güterfernverkehr nicht ge- 
nehmigten Kraftfahrzeugen Güternahverkehr be- 
treiben, sind bereits im Genehmigungsverfahren 
auf ihre Zuverlässigkeit und Sachkunde überprüft. 
Im Erlaubnisverfahren für den allgemeinen Güter- 
nahverkehr ist daher insoweit eine nochmalige 
Überprüfung nicht notwendig. Im übrigen gelten 
die Vorschriften der §§ 80, 82 bis 88. 

Die einem Unternehmer erteilte Genehmigung, mit 
einem bestimmten Kraftfahrzeug Güterfernverkehr 
zu betreiben, umfaßt auch die Erlaubnis, mit diesem 
Kraftfahrzeug Güternahverkehr durchzuführen. 
Eine besondere behördliche Erlaubnis ist insoweit 
nicht notwendig. Der Unternehmer unterliegt beim 
Güternahverkehr jedoch der Aufsicht der für den 
Güternahverkehr zuständigen Erlaubnisbehörde 
(§§ 82, 87). 

Zu Nr. 14 

Die Änderung des § 98 ergibt sich aus der Ein- 
fügung des § 20 a. 


6 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2382 


Zu Nr. 15 

§ 103 Abs. 3 Nr. 4 ist durch Einfügung des § 6 a 
überflüssig geworden. Tarife im grenzüberschrei' 
tenden Güterverkehr und im Durchgangsverkehr 
sowie zur Durchführung internationaler Abkommen 
können jetzt nach den allgemeinen Bestimmungen 
der §§ 20 ff. erlassen werden. 

Zu Nr. 16 

Die deutschen Kraftfahrzeuge unterliegen im 
grenzüberschreitenden Straßengüterverkehr der 
Kontrolle der ausländischen Grenzzollstellen. Deut- 
sche Kraftfahrzeuge werden zurückgewiesen, wenn 
die notwendigen Genehmigungsurkunden nicht mit- 
geführt werden. Im Güterkraftverkehrsgesetz fehlt j 
bisher eine entsprechende Vorschrift, die die deut- ' 
sehen Grenzzollstellen zur Zurückweisung der aus- | 
ländischen Fahrzeuge ermächtigt. § 103 a des Ent- j 
Wurfs schließt diese Lücke. ! 


Zu Nr. 17 

Die Änderung des § 106 Abs. 2 ergibt sich aus der 
Einfügung des § 20 a und dem Fortfall des § 25. 

Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift ist die Folge der Neufassung des 
§ 2 Abs. 3. Durch sie wird sichergestellt, daß die 
bisher von den Landesverkehrsbehörden bestimm- 
ten Ortsmittelpunkte wirksam bleiben. 


III. 

Durch den Vollzug dieses Gesetzes entstehen dem 
Bund, den Ländern und den Gemeinden keine 
Mehrkosten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 Nr. 4 

a) In § 20 a Abs. 2 ist Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Ein Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft ist nicht erforderlich, weil es 
sich um eine Genehmigung handelt, die nur 
nach tarifpolitischen Gesichtspunkten ergeht. 

b) In § 20 a Abs. 3 sind die Worte „im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft" zu streichen. 

Begründung 

Ein Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft ist nicht erforderlich, weil es 
sich um eine Festsetzung handelt, die allein 
aus tarifpolitischen Gesichtspunkten ergeht. 

c) In § 20 a Abs. 5 ist der letzte Halbsatz zu 
streichen. 

Begründung 

Das Einvernehmen des Bundesministers für 
Wirtschaft ist nicht erforderlich, weil die Auf- 
hebung nur nach tarifpolitischen Gesichts- 
punkten erfolgen kann. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 5 

In § 21 Abs. 2 sind die Worte „der gleichen An- 
zahl von", „und Vertretern der verladenden 
Wirtschaft (Verladcrvertreter) " und die Worte 
„und der verladenden Wirtschaft als Verlader- 
vertretor" zu streichen. 

Begründung 

In den Tarifkommissionen sollte die verladende 
Wirtschaft nicht vertreten sein, weil diese Inter- 
essent ist. Eine Beteiligung des Interessenten ist 
auch sonst in derartigen Fällen im wirtschaft- 
lichen Leben nicht üblich. Hinzu kommt, daß auch 
bei der Deutschen Bundesbahn bei der Bildung 
der Tarife der Interessent nicht maßgeblich be- 
teiligt ist. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 6 

a) In § 21 a Abs. 1 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Folge der Empfehlung zu Artikel 1 Nr. 5. 

b) ln § 21 b Abs. 2 ist der letzte Satz zu strei- 
chen. 

Begründung 

Folge der Empfehlung zu Artikel 1 Nr. 5. 


I c) In § 21 b ist Absatz 3 wie folgt zu fassen: 

I „(3) Der Bundesminister für Verkehr und 

die für den Verkehr zuständigen obersten 
Landesbehörden sind berechtigt, an den Sit- 
j Zungen der Tarifkommissionen, ihrer Aus- 

, Schüsse und ihrer Beiräte teilzunehmen oder 

I sich vertreten zu lassen. Der Bundesminister 

' für Verkehr kann Bedienstete der Bundesan- 

stalt für den Güterfernverkehr als Beauf- 
tragte entsenden." 

■ Begründung 

1 

I Um dem Interesse der Länder an dem Ergeb- 

j nis der Beratungen der Tarifkommissionen, 

j ihrer Ausschüsse und ihrer Beiräte Rechnung 

I zu tragen, ist es erforderlich, daß die für den 

j Verkehr zuständigen obersten Landesbehör- 

den auch berechtigt sind, an den in Rede 

■ stehenden Sitzungen teilzunehmen. 

I 4. Zu Artikel 1 Nr. 11 

§ 84 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„In dem Tarif kann die Vorlage der für die Tarif- 
überwachung erforderlichen Unterlagen bei der 
Erlaubnisbehörde und die Deckung der Über- 
wachungskosten durch Umlagen angeordnet wer- 
den. Die Erlaubnisbehörde kann mit der Rech- 
nungsprüfung Frachtenprüfstellen im Sinne des 
§ 58 beauftragen." 

Begründung 

Die Begriffe „Abrechnung", „Nachprüfung der 
Abrechnung" und „Abrechnungsstellen" sind 
nicht eindeutig. Die Anpassung an das Tarif- 
kontrollverfahren im Güterfernverkehr beseitigt 
diese Unklarheit. 

5. Nach Artikel 1 Nr. 13 

Nach Nr. 13 ist folgende Nr. 13 a einzufügen: 
,13 a. Vor dem bisherigen „Vierten Abschnitt — 
Straf- und Bußvorschriften" wird eingefügt: 

„Vierter Abschnitt 
Mitwirkung der Länder 

§ 97 a 

Zur Herstellung einer ständigen Füh- 
lung zwischen den^i Bund und den Ländern 
auf dem Gebiet des gewerblichen Güter- 
kraftverkehrs wird beim Bundesminister 
für Verkehr ein Ausschuß aus Vertretern 
der Länder gebildet, der mindestens ein- 
mal vierteljährlich vom Bundesminister 
für Verkehr einberufen wird." ' 
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H g r ü n d 11 n g 

Anpassung an die gleichgeartele Regelung in 
§ 34 des Gesetzes über den gewerblichen Bin- 
nenschiffsverkehr vom 1. Oktober 1953 (BGBl. I 
S. 1453). 

6, Zu Artikel 1 Nr. 14 

Nr. 14 ist wie folgt zu fassen; 

,14. Im § 98. wird die Verweisung auf „§§ 21 
und 22" in „§§ 20 a, 22 und 84" geändert." 

Begründung 

Die Einfügung des Zitats „§ 84" ist erforderlich, 
um klarzustellen, daß Tarifverstöße auch im 
Güternahverkehr geahndet werden können. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Dem Änderungsvorschlag zu 6. stimmt die Bundes- 
regierung zu. 

Zu den übrigen Vorschlägen ist folgendes zu be- 
merken: 

Zu 1. a) bis c) 

Dem Vorschlag des Bundesrates kann nicht zuge- 
stimmt werden. Die Bundesregierung muß Wert 
darauf legen, daß dem Bundesminister für Wirt- 
schaft ein über die durch die GGO gegebenen Mög- 
lichkeiten hinausgehendes gesetzliches Mitwir- 
kungsrecht zugebilligt wird, da den Entscheidungen 
über Tarifmaßnahmen neben ihrer verkehrspoliti- 
schen auch eine wirtschaftspolitische Bedeutung zu- 
kommen kann. 

Zu 2., 3. a) und b) 

Dem Vorschlag des Bundesrates kann nicht gefolgt 
werden. 

Die Bundesregierung hält eine stimmberechtigte 
Mitwirkung der Verladerschaft in den Tarifkommis- 
sionen des Kraftverkehrs im Interesse der Ver- 
kehrsnutzer und im allgemeinwirtschaftlichen Inter- 
esse für nützlich. 

Zu 3. c) 

Dem Vorschlag kann nicht zugestiinmt werden. 

Die Bundesregierung hat Bedenken, den für den 
Verkehr zuständigen obersten Landesbehörden die 
Befugnis zu verleihen, an den Sitzungen der Tarif- 
kommissionen teilzunehmen. Das würde zu einer 
Erschwerung der Tarifbildung führen und den be- 
rechtigten Bestrebungen der Verkehrsträger nach 
Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens 
entgegenstehen. Ein Vergleich mit dem Verfahren 
bei den Frachtenausschüssen der Binnenschiffahrt 
ist nicht angebracht, weil diese Ausschüsse nur 
regionale Zuständigkeitsbereiche haben. Bei der 
Ständigen Tarifkommission der deutschen Eisenbah- 
nen sind Landesvertreter ebenfalls nicht beteiligt. 
Dem Anliegen des Bundesrates kann in ausreichen- 
der Weise durch den Vorschlag zu 5. entsprochen 
werden. 


Zu 4. 

Dem Änderungsvorschlag kann nicht entsprochen 
werden. 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
die beanstandeten Begriffe mehrdeutig sind. Der 
Begriff „Abrechnung“ ist nicht neu, er umfaßt die 
Berechnung der Beförderungsentgelte und die Rech- 
nungsaufstellung. Auch die übrigen damit zusam- 
menhängenden Fachausdrücke sind ausreichend um- 
schrieben. Das gilt auch für den Begriff „Gebühren", 
den der Bundesrat durch den Begriff „Umlagen" er- 
setzt sehen möchte. 

Auch dem Vorschlag des Bundesrates, die Befug- 
nis, Frachtenprüfstellen mit der Rechnungsprüfung 
zu betrauen, auf die Erlaubnisbehörden zu über- 
tragen, vermag die Bundesregierung nicht zuzustim- 
men. Diese Befugnis muß zur Vermeidung einer 
Zersplitterung des Tarifkontrollverfahrens idem 
Bundesminister für Verkehr und den Landesregie- 
rungen Vorbehalten bleiben. Sie kann nicht dem Er- 
messen der Erlaubnisbehörden überlassen werden. 

Zu 5. 

Dem Vorschlag des Bundesrates, durch einen neuen 
§ 97 a eine Mitwirkung der Länder in Fragen des 
gewerblichen Güterkraftverkehrs festzulegen, kann 
mit der Maßgabe zugestimmt werden, daß der vor- 
gesehene Ausschuß mindestens zweimal im Jahr 
(nicht vierteljährlich) einzuberufen ist. Damit wird 
nur eine bereits bestehende Übung gesetzlich ge- 
regelt. 

Hiernach würde der vom Bundesrat vorgeschlagene 
neue § 97 a folgende Fassung erhalten: 

„§ 97 a 

Zur Herstellung einer ständigen Fühlung zwi- 
schen dem Bund und den Ländern auf dem Ge- 
biete des gewerblichen Güterkraftverkehrs wird 
beim Bundesminister für Verkehr ein Ausschuß 
aus Vertretern der Länder gebildet, der minde- 
stens zweimal im Jahr vom Bundesminister für 
Verkehr einberufen wird." 
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